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Das offene Wort 


Erdogan sei Dank! 


Erdoğan, Du Sultan der Os- 
manen, wir haben es Dir zu 
verdanken, daß Europa Euro- 
pa bleibt! 


Beim Druck dieser UN-Ausga- 
be steht zwar noch nicht fest, 
ob Du Deine Abstimmung ge- 
wonnen hast oder nicht, aber 
wie dem auch sei: 


Du hast es bewirkt, daß die 
Schimäre (lat. Chimära, Trug- 
bild, Hirngespinst), die Türkei 
und die Türken gehörten zu 
Europa, endlich beerdigt wird! 


Wir haben schon als Schulkin- 
der gelernt, daß Europa am 
Bosporus endet und die Tür- 
keit zu Vorderasien gehört. 


Das Trugbild unserer völker- 
verachtenden Politiker, die 
Türkei sei ein »großes euro- 
päisches Land« und solle in 
die EU aufgenommen werden, 
ist endlich als Hirngespinst be- 
erdigt worden. 


Erdoğan sei Dank! 


Erst hast Du mit dem erpres- 
serischen Flüchtlings-»Deal« 
versucht, Europa mit der Visa- 
freiheit für alle Türken zu über- 
schwemmen, und nachdem 
das nicht klappte, rufst Du nun 
zum Geburtenkrieg auf. 


Jahrzehntelang hat die Türkei 
Abermilliarden von »Vorbei- 
trittshilfen« der EU kassiert 
und von deutschen Urlauber- 
massen profitiert. 


Bewirkt hast Du durch Dei- 
ne Tiraden, daß nun endlich 
zumindestens einige unserer 
etablierten Politiker aufwa- 
chen und die doppelte Staats- 
bürgerschaft, die wir schon 
lange als widersinnig abge- 
lehnt haben, infrage stellen. 


Wer als Gast in diesem Lan- 
de auf die Straßen geht, Dich 
zu bejubeln und zu wählen, 
den sollten wir höflich bitten, 
in Dein Land zurückzukehren, 
meint 


Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Die Selbstbeschneidung 
der »Qualitätspresse« 


Immer wieder wird kritisiert, daß 
die Tageszeitungen alle zusam- 
men nur das bringen, was die 
marktbeherrschenden großen 
Nachrichtenagenturen ihnen zu- 
liefern. 


Wir müssen feststellen, daß 
selbst diese »Auslese« von den 
Meinungsmachern der großen 
Zeitungen noch einmal »zen- 
siert« und »volkspädagogisch« 
gewaschen wird, wenn es ihnen 
zu brisant erscheint. Beispiel: 


Die dpa lieferte den Zeitungen 
am 18.3.2017 einen zweiseitigen 
Beitrag mit dem Titel »Erdogan: 
Türken in Europa sollen fünf Kin- 
der kriegen«. 


In dieser Pressevorlage wurde 
ausführlich berichtet und zitiert, 
was Staatspräsident Erdoğan, 
sein Ministerpräsident Binali 
Yıldırım und sein Innenminister 
Süleyman Soylu für Haß- und 
Eroberungsbotschaften von sich 
gegeben haben. 


Erdoğan kritisierte das »faschisti- 
sche Europa« und forderte: 


»Macht nicht drei, sondern 
fünf Kinder, denn ihr seid die 
Zukunft Europas. Das wird die 
beste Antwort sein, die Ihr auf 
die Unverschämtheiten, Feind- 
seligkeiten und Ungerechtig- 
keiten, die man Euch antut, 
geben könnt. Von hier aus ap- 
pelliere ich an meine Bürger 
und Brüder in Europa: Da wo 
Ihr arbeitet und lebt, ist Eure 
Heimat. Gründet noch mehr 
Betriebe, schickt Eure Kinder 
in bessere Schulen. Laßt Eure 
Familien in besseren Stadttei- 
len leben. Steigt in die besten 
Autos. Wohnt in den schön- 
sten Häusern!« 

Soylu drohte der EU: »Wenn Ihr 
wollt, ebnen wir jeden Monat 
15.000 Flüchtlingen den Weg, 
die wir Euch (bislang) nicht ge- 
schickt haben, damit Ihr Euch 


SPIEGEL DER ZEIT 


einmal wundert. Wird die Verfas- 
sung etwa in Deutschland oder 
in Holland geändert? Was geht 
Euch das an? Wieso mischt Ihr 
Euch ein?%« 


Yıldırım ergänzte: »In Deutsch- 
land wird die Demokratie mit Fü- 
Ben getreten!« 


Aus dieser brisanten Presse- 
vorlage mit noch weiteren Infor- 
mationen der dpa machten die 
Redakteure der »Qualitätsme- 
dien« wie z.B. die Frankfurter 
Allgemeine oder die WAZ der 
marktbeherrschenden Funke- 
Mediengruppe einspaltige, klein- 
gedruckte 13-zeilige Meldungen 
auf den Innenseiten, die kaum 
einer liest (siehe Seite 10). 


Fragen Sie mal Ihren Nachbarn, 
ob er das von dem »friedlichen« 
Geburtenangriff mitbekommen 
hat, mit dem Erdoğan das errei- 
chen will, was weder Süleyman I. 
1529 noch Kara Mustafa Pascha 
1683 vor Wien kriegerisch gelun- 
gen ist! 


Und wenn Ihr Nachbar den 
Kopf schüttelt, drücken Sie 
ihm eine UN in die Hand! 


ZUM NACHDENKEN: 


Erdogans Drohung: 


»Wenn Ihr Euch 
weiter so benehmt, 
wird morgen kein 
einziger Europäer, 
kein einziger West- 


ler auch nur irgend- 
wo auf der Welt si- 
cher und beruhigt 
einen Schritt auf 
die Straße setzen 


können.« 
WAZ, 23.3.2017 
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Deniz Yücel- ein »deutscher Patriot«? 


Politik und Medien überschlagen sich seit Wochen mit Forde- 
rungen an die Türkei, den dort inhaftierten Journalisten Yücel 


freizulassen. 


Selbst der neue Bundespräsident Steinmeier hatte bei seiner 
Antrittsrede keine wichtigeren Themen als die Forderung an die 


Türkei, Herrn Yücel freizulassen. 


Die Bundesregierung schaltete sich ein, den türkisch-deutschen 
Zeitungsschreiber wenigstens besuchen zu dürfen. Aber das ist 
nun mal der Fluch der doppelten Staatsbürgerschaft: Yücel hat 
in der Türkei gearbeitet, und als türkischem Staatsbürger gilt für 


ihn das türkische Recht. 


»Geben Sie 
Deniz Yücel freil« 


So Neupräsident Steinmeier vor 
dem Bundestag am 22.3.2017. 


Und für Noch-Außenminister 
Sigmar Gabriel gilt Yücel als 
»ein deutscher Patriot«. Im ZDF 
heute-journal vom 7.3.2017 ver- 
stieg sich Gabriel im Interview 
mit Claus Kleber in pathetische 
Erklärungen: 


»Ich finde dieses Schicksal 
von Herrn Yücel ist deshalb so 
beeindruckend, weil er — naja, 
er ist ein deutscher Patriot mit 
türkischen Wurzeln.« 


Wer ist nun dieser 
»deutsche Patriot«? 


Wer ist nun dieser Deniz Yücel, 
der in der Springer-Zeitung Die 
Welt über illegal erlangte E-Mails 
berichtet hatte? 


Vorgeworfen wird Yücel laut 
SPIEGEL ONLINE vom 
17.2.2017 »Mitgliedschaft in ei- 
ner Terrororganisation, wegen 
Terrorpropaganda und wegen 
Datenmißbrauchs«. Es gehe um 
gehackte E-Mails, die vom tür- 
kischen Energieminister Berat 
Albayrak stammen sollen. Al- 
bayrak wiederum ist der Schwie- 
gersohn von Staatspräsident 
Recep Tayyip Erdoğan. »Yücel 
hatte über die von einer Gruppe 
namens Redhack verbreiteten 
Mails zwei Artikel verfaßt«, heißt 
es bei SPON. »Redhack« gelte in 
der Türkei als Terrororganisation. 


Von Jungle World 

zu Springer 

Mit »linksradikal« und sogar 
»linksextrem« konnte der stu- 
dierte Politologe schon immer 
gut. Seine journalistische Kar- 
riere begann 1999 und führte 
ihn zwischen 2002 und 2007 zur 
betont anti-deutschen linken Wo- 
chenzeitung Jungle World, einer 
radikalen Abspaltung des DDR- 
Reliktes Junge Welt (bis 1990 
Zentralorgan der FDJ). Während 
Yücels aktiver Redakteurszeit 
stufte der Verfassungsschutz 
Brandenburg die Jungle World 
als eines der wichtigsten linken 
Medien der »antideutschen« 
Richtung ein. Wahrlich sehr pa- 
triotisch! 


»Stinkstiefel Gauck« 


Von 2007 bis 2015 schrieb Yücel 
für die betont linke faz.die tages- 
zeitung. Hier ätzte er gegen alles, 
was ihm in seiner linken Welt zu 
rechts erschien. 


Bundespräsident a.D. Joachim 
Gauck warf er \Verharmlosung 
des Holocaust vor. Der Kirchen- 
mann und wegen seiner DDR- 
Erfahrung durchaus antikom- 
munistische Gauck werde noch 
Gelegenheit finden, »Ausländern 
die Meinung zu geigen, Verständ- 
nis für die Überfremdungsängste 
seiner Landsleute zu zeigen, die 
Juden in die Schranken zu weisen 
und klarzustellen, daß National- 
sozialisten auch nur Sozialisten 
sind« (taz.de-Titel vom 20.2.2012: 
»Ein Stinkstiefelnamens Gauck«). 
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Yücel konnte sich in dem Text 
nicht erklären, »welcher Teufel 
die Grünen und mehr noch die 
SPD geritten hatte, diesen eitlen 
Zonenpfaffen aufzustellen«. 


Die Konsenswahl des Bundes- 
präsidenten sei »nichts Gutes. 
Aber Landestypisches.« Kritik 
am Bundespräsidenten und wie 
dieser bis heute gewählt wird, 
ist in Ordnung. Daß sich Yücel 
im Falle Gauck aber allein daran 
rieb, daß dieser ihm (zu dieser 
Zeit) nicht geschichtsbüßerisch 
genug, allzu einwanderungskri- 
tisch und konservativ sowie an- 
tikommunistisch erschien, wahr- 
lich sehr patriotisch! 


»Völkersterben 
von schönster Seite« 


Dann war da noch der Gebur- 
tenrückgang der Deutschen 
als »Völkersterben von seiner 
schönsten Seite« (taz, 4.8.2011: 
»Super, Deutschland schafft sich 
ab«). »Endlich! Super! Wunder- 
bar! Was im vergangenen Jahr 
noch als Gerücht die Runde 
machte, ist nun wissenschaft- 
lich [...] erwiesen: Deutschland 
schafft sich ab!« 


GABRIEL UND YÜCEL: »PATRIOTEN« UNTER SICH! 
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»Etiwas 
Besseres als 


Deutschland 
findet sich 
allemal!« 


Weiter schmierte er, politisch 
durchaus hintergründig: »Woran 
Sir Arthur Harris, Henry Mor- 
genthau und Ilja Ehrenburg ge- 
scheitert sind, [...] übernehmen 
die Deutschen nun also selbst, 
weshalb man sich auch darauf 
verlassen kann, daß es wirklich 
passiert. Denn halbe Sachen wa- 
ren nie deutsche Sachen („totaler 
Krieg“, „Vollkornbrot‘)...«. 


Der größte Beitrag der Deut- 
schen zur Zivilisationsgeschich- 
te sei es gewesen, dem absolut 
Bösen einen Namen und ein Ge- 
sicht zu geben. Die Deutschen 
fielen vor allem durch penetran- 
te Besserwisserei, grenzenloses 
Selbstmitleid und ewig schlechte 
Laune auf. 


Wer bis hierhin noch nicht vom 
tiefen Patriotismus des Deniz 
Yücel überzeugt ist, wird es viel- 
leicht nach Yücels abschließen- 
dem Vorschlag: 


»Nun, da das Ende Deutsch- 
lands ausgemachte Sache ist, 
stellt sich die Frage, was mit dem 
Raum ohne Volk anzufangen ist, 
der bald in der Mitte Europas ent- 
stehen wird: Zwischen Polen und 
Frankreich aufteilen? Parzellie- 
ren und auf eBay versteigern? 
Palästinensern, Tuvaluern, Ka- 
bylen und anderen Bedürftigen 
schenken? Zu einem Naherho- 
lungsgebiet verwildern lassen? 
Oder lieber in einen Rübenacker 
verwandeln? Egal. Etwas Bes- 
seres als Deutschland findet 
sich allemal.« 


Ist dies die Art Patriotismus, die 
Sigmar Gabriel und das ganze 
Polit- und Medienkartell für zeit- 
gemäße Vaterlandsliebe erach- 
ten? Das würde die Bundespo- 
litik der letzten Jahre jedenfalls 
erklären. 


www.un-nachrichten.de 


Yücel und die Justiz 


Der Deutsche Rechtschutzkreis 
(DRsK e.V.) erstattete schon 
vor Jahren mit Schreiben vom 
31.8.2011 Strafanzeige gegen 
Yücel wegen Volksverhetzung 
und Verunglimpfung der Bun- 
desrepublik Deutschland. Die 
Staatsanwaltschaft stellte das 
Verfahren wegen mangelnden 
Tatverdachts ein, es sei alles nur 
Satire und von der Meinungsfrei- 
heit gedeckt. 


Nicht mehr von der Meinunggsfrei- 
heit gedeckt war ein Jahr später 
sein Wunsch für Thilo Sarrazin, 
ein weiterer »Schlaganfall möge 
sein Werk gründlicher verrich- 
ten.« Das Landgericht Berlin 
untersagte die Äußerungen, die 
weitere Beleidigungen umfaßten 
und sprach Sarrazin eine Ent- 
schädigung in Höhe von 20.000 
Euro zu. Auch der Presserat 
rügte die Äußerungen als Verlet- 
zung der Menschenwürde (Pres- 
semitteilung des Pressrates vom 
6.12.2012). 


Yücel selbst zeigte patriotische 
Haltung und schob eine »Klar- 
stellung« nach: Er wünsche je- 
dem ein langes Leben ohne 
Krankheit, »gerade auch erfolg- 
reichen Buchautoren, Letzteren 
allein schon deshalb, weil sie da- 
mit die Chance gewinnen, etwas 
dazuzulernen und von Irrtümern 
abzulassen«. Perfekt patriotisch, 
zumal Yücel die durch ihn be- 
klagte »penetrante Besserwis- 
serei« der Deutschen bestens 
beherrscht. 


Wie wichtig der Patriot Deniz 
Yücel für Deutschland und den 
Journalismus ist, hat er bereits 
vor fünf Jahren vortrefflich selbst 
in Worte gefaßt. Er mag dabei in 
gewohnt pöbelpatriotischer Pres- 
seschmiererart gewitzelt haben — 
und tat doch Wahrheit kund. 


Deniz Yücel schrieb über seine 
akademische Ausbildung: »Unter 
allen Laberfächern, die Linke so 
gern studieren, weil es für etwas 
Ordentliches, sagen wir: für Fi- 
schereiwirtschaft, weder hinten 
noch vorne geschweige denn 
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oben reicht, ist die Politikwissen- 
schaft das unnützeste. Ich weiß 
es, ich habe es studiert — und 
mit einem Einserdiplom abge- 
schlossen, was Beweis genug 
sein müßte, daß dieses Fach 
nichts taugt. [...] Am Ende hat 
man von nichts wirklich eine Ah- 
nung, schnappt aber dieses und 
jenes auf, was einen glauben 
läßt, zu allem seinen Senf ab- 
geben zu können. Immerhin, für 
einen Berufsstand ist das keine 
schlechte Vorbereitung: für den 
des Journalisten.« (Jungle World 
vom 21.10.2012: »Die miesesten 
Studienfächer«) 

In den 50er Jahren des letzten 
Jahrhunderts wurde gewitzelt: 
»Wer zu dumm ist für den Bau- 
ern, geht in den Kohlenpott«. 
Heutzutage wird man in dieser 
Bundesrepublik, wenn man zu 
nichts anderem taugt, gefeier- 
ter Journalist und als »Patriot« 
geehrt! 


VOLKES STIMME: 


»Der Ruf nach dem 
deutschen Staat und 
dem deutschen Recht 
erschließt sich nicht. 


Herr Yücel befindet 
sich derzeit in seiner 
türkischen Heimat und 
erfährt dort hautnah 
die praktische An- 
wendung türkischen 
Rechts. Seine Men- 
bleiben 
dabei gewährleistet. 
Mögen die Juristen 
des Sultans ihm ange- 
messene Behandlung 
zuteil werden lassen, 
denn merke: Etwas 
Besseres als Deutsch- 
land findet sich alle- 
mal!« 


schenrechte 


Leserbrief im Münchner Merkur 
vom 3.3.2017 


GABRIEL UND YÜCEL: »PATRIOTEN« UNTER SICH! 
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»Das ist Regierungsjournalismus« 


» Journalistik ist 
die Kunst, das Volk 
glauben zu machen, 


was die Regierung 


für gut findet.« 


Heinrich von Kleist, 1809 


Was nützt das modernste Fern- 
sehen und die größte Zeitung, 
wenn uns doch nur ein Bruch- 
teil der wichtigen Meldungen er- 
reicht? 


Wofür brauchen wir einen Pres- 
serat, wenn die Herrschenden 
dauerhaft Einfluß auf die Medien 
nehmen und die Medien Kritiker 
beleidigen und mundtod ma- 
chen? 


Der ehemalige Redakteur von 
tagesschau, tagesthemen, report 
München und der Kultursendung 
aspekte, Wolfgang Herles, in ei- 
nem Gespräch im Deutschland- 
radio am 29.1.2016: 


»Wir haben ja das Problem, daß 
— jetzt spreche ich wieder über- 
wiegend vom Öffentlich-Rechtli- 
chen — daß wir eine Regierungs- 
nähe haben. Nicht nur dadurch, 
daß überwiegend so kommentiert 
wird, wie es der Großen Koalition 
entspricht, dem Meinungsspek- 
trum, sondern auch dadurch, daß 
wir vollkommen der Agenda auf 
den Leim gehen, die die Politik 
vorgibt. Das heißt, die Themen, 
über die berichtet wird, werden 
von der Regierung vorgegeben. 
Es gibt aber viele Themen, die 
wären wichtiger als das, was die 
Regierung — die natürlich auch 
ablenken will von dem was nicht 
passiert, aber das, was nicht pas- 
siert, ist oft wichtiger als das, was 
passiert — wichtiger als die Sym- 
bolpolitik, die betrieben wird.« 

»Also wir gehen der Agenda auf 
den Leim. Und es gibt tatsäch- 


lich, das muß ich jetzt an der 
Stelle doch nochmal sagen, weil 
es ja in der öffentlichen Diskussi- 
on ist, es gibt tatsächlich Anwei- 
sungen von oben. Auch im ZDF 
sagt der Chefredakteur: Freunde, 
wir müssen so berichten, daß es 
Europa und dem Gemeinwohl 
dient und da braucht er in Klam- 
mern gar nicht mehr dazusagen, 
wie es der Frau Merkel gefällt. 
Solche Anweisungen gibt es. Die 
gab es auch zu meiner Zeit. Es 
gab eine schriftliche Anweisung 
[...] Heute darf man nichts Nega- 
tives über die Flüchtlinge sagen. 
Das ist Regierungsjournalismus 
und das führt dazu, daß Leute 
das Vertrauen in uns verlieren. 
Das ist der Skandal.« 


Die Aussagen von Wolfgang Her- 
les und Claudia Zimmermann 
(im Kasten rechts), auch wenn 
sie später — möglicherweise un- 
ter enormen Druck — wieder de- 
mentiert oder in ein anderes Licht 
gerückt wurden, lassen nur einen 
Schluß zu: 


Der öffentlich-rechtliiche Rund- 
funk hat seine Aufgaben und 
Ziele, wie Qualitätsjournalismus, 
Abbildung aller Meinungen oder 
kritische Berichterstattung, längst 
verwirkt. In der Meinung des Vol- 
kes ist er zum Propagandafunk 
der Herrschenden und zur poli- 
tisch korrekten Erziehungsanstalt 
mutiert. 


Wie lange wollen wir uns diesen 


Regierungsjournalismus noch 
gefallen lassen? 


WDR - 
ein Regierungs- 
sender? 


Am 17.1.2016 ließ »De 
Stemming« (Die Stimmung) 
des kleinen niederländischen 
Senders L1 in Deutschland 
die Alarmglocken läuten. Zu 
der von 11 bis 13 Uhr stattfin- 
denden und in Echtzeit über- 
tragenen Gesprächsrunde 
nahm an diesem Tag Claudia 
Zimmermann teil, die seit 23 
Jahren als freie Mitarbeiterin 
für das WDR-Lokalstudio Aa- 
chen aus dem Nachbarland 
berichtet. 


Claudia Zimmermann wurde 
vor allem zu den Silvester- 
Ereignissen in Köln und den 
Umgang der deutschen Me- 
dien damit befragt. 


Auf die Frage des Modera- 
tors, ob von ihr erwartet wer- 
de, auf eine bestimmte Weise 
über Migranten und Flüchtlin- 
ge zu berichten, antwortete 
sie: 

»Wir sind öffentlich-rechtli- 
cher Rundfunk. Das heißt, 
daß wir auf jeden Fall, ich 
sag mal, in einer eher positi- 
ven Weise das Problem an- 
gehen.« 


Nachfrage des Moderators: 
»Bekommen Sie eine Anwei- 
sung: So müssen Sie berich- 
ten?« 


Antwort Claudia Zimmer- 
mann: »Ja, im Prinzip nicht. 
Aber wir sind ein Öffentlich- 
rechtlicher Rundfunk, das 
heißt, es gibt verschiedene 
Kommissionen, die bestim- 
men, wie unser Programm 
aussehen soll. Und wir sind 
natürlich schon angewiesen, 
das ein bißchen pro Regie- 
rung zu tun.« 


Das alles klingt nach einer Art 
Hofberichterstattung. 


AUS DEM NÄHKÄSTCHEN 
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Staatsnähe der Fernseh- 
macher verfassungswidrig? 


Nach dem Ende des Dritten 
Reiches wollten die Alliierten in 
Deutschland angeblich einen 
Rundfunk aufbauen, der nicht 
vom Staat gelenkt wird. Zur Auf- 
sicht des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks wurden entspre- 
chende Gremien (Rundfunkräte 
der ARD-Sendeanstalten und 
später der ZDF-Fernsehrat) 
geschaffen, welche die Unab- 
hängigkeit der Medien sichern 
sollten. 

In Deutschland kontrollieren 
rund 500 Personen den öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunk in den 


jeweiligen Gremien. Es sollten 
Personen aus Politik, Arbeitge- 
berverbänden, Gewerkschaften, 
Kirchen und anderen gesell- 
schaftlichen Gruppen sein. 


In Wirklichkeit sind viele dieser 
Gremien jedoch von einer domi- 
nierenden Staatsnähe, die einen 
objektiven Sendeauftrag kaum 
erfüllen können. 


Zum einen sind dort nach wie 
vor eine große Anzahl an Regie- 
rungsvertretern zu verzeichnen, 
zum anderen kommen die Partei- 
politiker auch noch durch die Hin- 
tertür in diese Gremien hinein. 


Bundesverfassungsgericht: 


Öffentliche-Rechtliche 
müssen »staatsfern« sein! 


Zum Einfluß der Politik auf die 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk- 
anstalten urteilte das Bundes- 
verfassungsgericht bereits am 
25.3.2014: 


»Die Zusammensetzung der 
Aufsichtsgremien der öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten 
ist gemäß Art. 5 Abs. 1 Satz 2 
GG am Gebot der Vielfaltsiche- 
rung auszurichten. Danach sind 
Personen mit möglichst unter- 
schiedlichen Perspektiven und 
Erfahrungshorizonten aus allen 
Bereichen des Gemeinwesens 
einzubeziehen. |...] 


Die Organisation des öffentlich- 
rechtlichen Rundfunks muß als 
Ausdruck des Gebots der Viel- 
faltsicherung dem Gebot der 
Staatsferne genügen. Danach 
ist der Einfluß der staatlichen 
und staatsnahen Mitglieder in 
den Aufsichtsgremien konse- 
quent zu begrenzen. 


a) Der Anteil der staatlichen 
und staatsnahen Mitglieder darf 


insgesamt ein Drittel der gesetz- 
lichen Mitglieder des jeweiligen 
Gremiums nicht übersteigen. 


b) Für die weiteren Mitglie- 
der ist die Zusammensetzung 
der Aufsichtsgremien des öf- 
fentlich-rechtlichen Rundfunks 
konsequent staatsfern auszu- 
gestalten. Vertreter der Exeku- 
tive dürfen auf die Auswahl der 
staatsfernen Mitglieder keinen 
bestimmenden Einfluß haben; 
der Gesetzgeber hat für sie In- 
kompatibilitätsregelungen zu 
schaffen, die ihre Staatsferne 
in persönlicher Hinsicht ge- 
währleisten.« (BVerfG, Urteil 
vom 25.3.2014 — 1 BvF 1/11 
-, BVerfGE 136, 9-68 — ZDF- 
Staatsvertrag). 


Da diese Entscheidung des 
BVerfG Gesetzeskraft hat, muß- 
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Bereits 2014 entschied das Bun- 
desverfassungsgericht, daß der 
Politikeranteil von rund 44 Pro- 
zent im ZDF-Fernsehrat nicht ver- 
fassungsmäßig und auf ein Drittel 
zu reduzieren sei. 


Was hat sich 
seitdem geändert? 


Aktuell sitzen in den Gremien 
aber immer noch jede Menge 
Parteipolitiker, wie von uns auf 
den folgenden Seiten belegt. Das 
Mißtrauen der Bevölkerung in die 
Medien wird nicht weniger, son- 
dern zu recht eher wachsen. 


Wen wundert es eigentlich noch, 
daß der Tenor der Sender bei al- 
len gleich ist? Die Flüchtlinge wer- 
den uns als überlebensnotwendig 
für unser Land und die EU als 
Heilsbringer für Europa verkauft. 


te der ZDF-Staatsvertrag neu 
begründet werden. Der Staat 
habe den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk zwar zu organisieren 
und dessen Auftrag durch ei- 
gene Anstalten zu erfüllen. Er 
müsse dabei aber Sorge tragen, 
daß die Gestaltung des Pro- 
gramms und dessen konkrete 
Inhalte nicht in die allgemeine 
staatliche Aufgabenwahrneh- 
mung eingebunden werden. 
»Die Gremien der öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten 
sind daher so auszuformen, 
daß eine Beeinflussung der 
Berichterstattung durch staatli- 
che und staatsnahe politische 
Akteure zur Durchsetzung eige- 
ner Interessen oder bestimmter, 
insbesondere parteipolitischer 
Agenden wirksam verhindert 
wird«, so das BVerfG. 


Ob dies gelungen ist, bezwei- 
feln wir. Es ist nur schwer bis 
gar nicht nachvollziehbar, ob 
die Vertreter bestimmter Ver- 
eine und Institutionen nur des- 
halbberufen wurden, weil sie 
bestimmte Parteibücher in der 
Tasche haben. Wir fordern eine 
Offenlegungspflicht über deren 
Parteizugehörigkeit! 


GEBOT DER »STAATSFERNE« WIRD MISSACHTET 
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Die Staatsnähe der 
Fernsehmacher im Detail 


Rundfunkrat des 
Bayerischen Rundfunks 


Der Rundfunkrat des BR zählt 47 
Mitglieder. Allein der Bayerische 
Landtag entsendet zwölf Mitglie- 
der, ein weiteres Mitglied wird von 
der Bayerischen Staatskanzlei 
gestellt. 


Aber damit nicht genug des politi- 
schen Einflusses, weitere Partei- 
leute finden sich unter den ande- 
ren Vertretern. So z. B. Thomas 
Goppel (CSU) als Vertreter der 
Musikorganisationen. Goppel ist 
CSU-Landtagsabgeordneter in 
Bayern und war früher CSU-Ge- 
neralsekretär und in der Bayeri- 
schen Staatsregierung. 


Als Vertreter der Gewerkschaf- 
ten/DGB findet sich Matthias 
Jena, seit 1979 SPD-Mitglied. 
Die Familienverbände werden 
von der ehemaligen Bayreuther 
SPD-Stadträtin Petra Nölkel ver- 
treten. Der Bayerische Landes- 
Sportverband wird durch Klot- 
hilde Schmöller (Freie Wähler), 
und Günther Lommer (CSU) 
vertreten. Der Bund der Vertrie- 
ben wird vertreten durch Christi- 
an Knauer, einem ehemaligen 
CSU-Landtagsabgeordneten, der 
Bayerische Gemeindetag durch 
Rudolf Heiler (Freie Wähler), der 
Bayerische Landkreistag durch 
Thomas Habermann (CSU), der 
Bayerische Städtetag durch Hans 
Schaidinger (CSU). Der Bayeri- 
sche Bauernverband sendet mit 
Hermann Greif und Anni Fries 
zwei weitere CSU-Leute in den 
Rundfunkrat. 


Somit sind über 50 Prozent der 
Rundfunkratsmitglieder des Bay- 
erischen Rundfunks »staatsnah«! 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


Rundfunkrat 
Hessischer Rundfunk 


Der Rundfunkrat des hr zählt 32 
Mitglieder. Staatsnahe Vertreter 
sind ein Vertreter der Hessischen 
Landesregierung, fünf Vertreter 
des Hessischen Landtags, drei 
Mitglieder der SPD und vier Mit- 
glieder der CDU. 


Rundfunkrat 
Mitteldeutscher Rundfunk 


Der Rundfunkrat des MDR be- 
steht aus 43 Mitgliedern. In die- 
sem Rat sitzen u.a. zwei Ver- 
treter der Landesregierung, drei 
Vertreter der Kommunen, drei 
Mitglieder der CDU, zwei Mit- 
glieder der SPD, zwei Mitglieder 
von Die Linke, ein Mitglied von 
Bündnis 90/Die Grünen und ein 
Mitglied der AfD. 


Hörfunkrat 
Deutschlandradio 


Der Hörfunkrat besteht aus 40 
Mitgliedern. Staatsnahe Vertreter 
sind drei Vertreter der Bundes- 
regierung und 16 Vertreter der 
Länder. 


Somit gibt es hier fast 50 Prozent 
»Staatsnähe« im Hörfunkrat des 
Deutschlandradios. 


Staatsnahe Vertreter 
auch in anderen 
Positionen der Sender 


Die Verwaltungsräte in den Sen- 
dern überwachen die Geschäfts- 
führung der Intendanten. Auch in 
diesen Positionen sind reihen- 
weise staatsnahe Politiker zu fin- 
den. 


Die Politik hat immer noch einen 
zu großen Einfluß auf den öffent- 
lich-rechtlichen Rundfunk’und 
wir sind auch noch verpflichtet, 
dies mit unseren Zwangsgebüh- 
ren zu finanzieren! 


www.fb.com/UN. Nachrichten 
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Kurioses 
aus den Räten 


Der politische Einfluß auf die 
Räte der Sender ist späte- 
stens seit der Entscheidung 
des Bundesverfassungsge- 
richtes aus dem Jahr 2014 
unbestreitbar zu groß. Er- 
staunlicherweise klebt die 
Politik derart an den Sesseln 
in den Räten, daß der staats- 
nahe Einfluß nicht überall 
auf den vorgeschriebenen 
Oberwert von einem Drittel 
reduziert wurde. Ein sehr 
trauriges Bild. 


Nicht weniger traurig ist das 
Bild beim Landesrundfunkrat 
Baden-Württemberg (SWR) 
Dort ist als Vertreter der Ju- 
gend lediglich der Landes- 
jugendring e.V. zu finden, 
gleichzeitig aber je ein Ver- 
treter »Ausländische Mit- 
bürger BW«, »Muslimische 
Verbände in BW«, »Migran- 
tenvertretungen BWe«. 


Im ZDF-Fernsehrat ein ähn- 
liches Bild: Dort ist ebenfalls 
als Vertreter der Jugend le- 
digich der Landesjugend- 
ring e.V. zu finden. Auch 
dort scheint Vertretern der 
Migranten und Muslime 
mehr Gewicht geschenkt 
zu werden, als der eigenen 
Jugend. Denn weiterhin fin- 
den sich im ZDF-Fernsehrat 
ein Vertreter aus dem Be- 
reich »Muslime« aus dem 
Land Niedersachsen und ein 
Vertreter aus dem Bereich 
»Migranten« aus dem Land 
Hessen. 


An dieser Stelle muß für den 
WDR-Rundfunkrat einmal 
eine Lanze gebrochen wer- 
den: Neben dem Landesjun- 
gendring NRW hat sogar der 
Deutsche Kinderschutzbund 
einen Platz im Rat bekom- 
men. 


DIE VIELEN ARME DER POLIT-KRAKE 
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Die Minister in den Räten der Sender 


Foto: Sigismund von Dobschütz / wikimedia commons / CC BY-SA 3.0 


Rudolf Seiters 
1991 bis 1993 Bundesmini- 
ster des Innern. Seit 2004 
im ZDF-Fernsehrat 


(CDU), 


Foto: Eva Köcher (Eva K.) / Wikipedia / CC BY-NC-ND 3.0 


Monika Stolz (CDU), 
2006 bis 2011 Arbeits- und 
Sozialministerin in Baden- 
Württemberg. Seit 2015 im 
Rundfunkrat des SWR 


(> 


Foto: Tobias Klenze / Wikipedia / CC BY-SA 3.0 


Otmar Bernhard (CSU), 
2007 bis 2008 Bayerischer 
Staatsminister für Um- 
welt, Verbraucherschutz 
und Gesundheit. Im Rund- 
funkrat des BR 
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Franz Josef Jung (CDU), 
2009 Bundesverteidi- 
gungsminister, danach 
Bundesarbeitsminister. Seit 
1999 im ZDF-Fernsehrat 


Foto: Martin Kraft / wikimedia commons / CC BY-SA 3.0 


Karin Wolff (CDU), 2003 
bis 2008 stellv. hessische 
Ministerpräsidentin. Seit 
2011 im Rundfunkrat des 
hr 


Foto: Gerd Seidel / wikimedia commons / CC BY-SA 3.0 


Michael Boddenberg 
(CDU), 2009 bis 2014 Hes- 
sischer Staatsminister für 
Bundesangelegenheiten. 
Seit 2011 im Rundfunkrat 
des hr 


Foto: Michael Farkas /wikimedia commons / CC BY 4.0 


Michael Roth (SPD), seit 
2013 Staatsminister für Eu- 
ropa im Auswärtigen Amt. 
Mitglied im Rundfunkrat 
der Deutschen Welle 


Foto: Foto: Tobias Klenze / Wikipedia / CC BY-SA 3.0 


Thomas Goppel 
1986 bis 2008 Mitglied 


(CSU) 


der Bayerischen Staats- 
regierung (mit Unterbre- 
chungen). Im Rundfunkrat 
des BR 
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Fritz Jaeckel, seit No- 
vember 2014 säch- 
sischer Staatsminister für 
Bundes- und Europaange- 
legenheiten und Chef der 
Staatskanzlei. Seit 2014 im 
Fernsehrat des ZDF 


Foto: Sächsische Staatskanzlei / Lars Neumann 
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Reinhard Klimmt (SPD), 
1998 bis 1999 Minister- 
präsident des Saarlandes, 
1999 bis 2000 Bundesmi- 
nister. Seit 2013 im Fern- 
sehrat des ZDF 


EA 


Foto: Metropolico.org /flickr / CC BY-SA 2. 


Marcel Huber (CSU), seit 
2007 Staatsminister in Ba- 
yern. Seit 2014 im Rund- 
funkrat des BR 


Hinweis: 

Leider können wir 
hier aus Platzgrün- 
den nur einen Teil 
der Minister ver- 
öffentlichen, die 
in den Räten der 
Fernsehanstalten 
mitwirken. Zu den 
bekannten und ein- 
flußreichen Partei- 
politikern kommen 
noch Kommunal- 
politiker hinzu, die 
politisch auf die 
Sender einwirken. 


WER SEINE PARTEI VERTRAT, WIRD EIN RAT! 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


www.fb.com/UN. Nachrichten 


UN 4/2017 - Seite 9 


Die Deutschen - ein Volk von Fröschen? 


Seit vielen Jahrzehnten fragt man 
sich immer wieder, was unserem 
Volk alles noch zugemutet werden 
muß, bevor es unser heutiges po- 
litisches Machtkartell zum Teufel 
jagt. 

Um dieses Verhalten zu verste- 
hen, hilft ein Tierexperiment: Ein 
Frosch, der in stark erhitztes Was- 
ser geworfen wird, springt panisch 
heraus, um sein Leben zu retten. 
Ganz anders verhält sich der 
Frosch, wenn er in kaltes Wasser 
gesetzt und die Wassertemperatur 
nur ganz allmählich erhöht wird. 
Er registriert die für ihn lebens- 
bedrohlich steigende Temperatur 
nicht, bleibt still im Wassertopf sit- 
zen bis er nicht mehr in der Lage 
ist, sich durch einen beherzten 
Sprung zu retten. 


Der »Erfolg« bei diesem Experi- 
ment basiert auf der Tatsache, daß 
die Temperatur nur um jeweils ein 
Grad erhöht wird und der Frosch 
die Gefahr gar nicht erkennt. 


Der aufmerksame Leser wird spä- 
testens jetzt realisieren, wer in 
Deutschland die Frösche sind und 
wer den Temperaturregler betätigt. 


Hin und wieder kommt es aller- 
dings auch vor, daß ganz unge- 
duldige Politiker oder auch Medi- 
en mit völlig abgedrehten Thesen 
oder Forderungen die Grundtem- 
peratur des Wassers zu hoch an- 
setzen und der Frosch sofort aus 
dem Wassertopf springt. Diese 
kleinen Betriebsunfälle werden 
aber schnellstens repariert: »Es 
war ja gar nicht so gemeint!«, ein 
neuer Topf mit kaltem Wasser wird 
aufgesetzt und die Frösche sind 
glücklich und zufrieden. 


Eine kontinuierliche Verschlech- 
terung ihrer Situation nimmt das 
deutsche Volk nicht wahr, oder 
nimmt es ohne mit der Wimper zu 
zucken hin. 

Beispiele aus der Gegenwart gibt 
es mehr als genug: 


e Schritt für Schritt wird ein Über- 
wachungsstaat installiert, der uns 


vordergründig schützen soll, letzt- 
endlich aber die Bürger ausspio- 
niert. 


e Unbequeme Wahrheiten wer- 
den pauschal als »Fake News« 
geächtet, politisch verfolgt und 
dank Herrn Maas in Zukunft auch 
strafrechtlich geahndet. 


e Die angeblich vom Menschen 
herbeigeführte Klimakatastrophe 
bürdet speziell in Deutschland 
den Menschen und der Wirtschaft 
Jahr für Jahr Milliardenkosten auf, 
ohne daß wir murren. 


e Die Umvolkung Deutschlands 
und Europas geschieht in immer 
schnelleren Zyklen. Ganze Stadt- 
teile gleichen vorderasiatischen 
Elendsvierteln. 


e Unsere Lebens- und Eßge- 
wohnheiten stellen sich ganz auf 
Frau Merkels »Gäste« ein und 
die linke Schickeria klatscht dazu 
noch begeistert Beifall. 


e Die Kosten für die Flüchtlingshil- 
fe wurden monatelang schön ge- 
rechnet und auch noch mit einem 
neuen Wirtschaftswunder gerecht- 
fertigt. Nun werden es wohl doch 
die schon vor Monaten von Fach- 
leuten prognostizierten 30 bis 40 
Milliarden Euro pro Jahr - ist jetzt 
aber bereits Schnee von gestern. 


e Türkische und kurdische »Mit- 
bürger« demonstrieren zu Zehn- 
tausenden auf unseren Straßen 
und brechen dabei deutsche Ge- 
setze. Die Polizei schaut untätig 
zu, um den Frieden nicht zu stö- 
ren. Wir sind Geiseln im eigenen 
Land geworden. 


e Die Ausländerkriminalität nimmt 
zu, wird aber anhand von Statisti- 
ken kleingerechnet. 


e Großveranstaltungen müssen 
mit Lkw-Sperren und schwer be- 
waffneten Polizisten und Sonder- 
einheiten geschützt werden. 

e Sicherheits- und Rettungskräfte 
werden attackiert und zusammen- 
geschlagen. 

e Zugelassenen Parteien werden 
seit Jahrzehnten Veranstaltungs- 


orte auf Druck der linken Kama- 
rilla gekündigt oder erst gar nicht 
vermietet. 


e Ausländische Politiker können 
auf deutschem Boden ihre Haßti- 
raden ungestraft unters »türkische 
Volk« bringen und unsere Politiker 
schauen zu und wiegeln ab. 


e Menschen, die jahrzehntelang 
hart gearbeitet haben, fallen nach 
kurzer Zeit in die Sozialhilfe (Hartz 
IV), weil nicht genügend Geld da 
sei. 

e Rentner müssen sich ein Zubrot 
dazuverdienen, um nicht auf Al- 
mosen angewiesen zu sein. 


e Wir werden von ausländischen 
Diensten abgehört und von deren 
Regierungen gegängelt und mani- 
puliert. Der deutschen Wirtschaft 
entstehen Milliardenschäden 
durch Industriespionage. 


e Unsere Geschichte wird mehr 
denn je verfälscht und umgelogen. 
Zukünftigen Generationen soll auf 
alle Zeiten der Makel des »Verbre- 
chervolkes« aufgedrückt werden. 


Diese Liste ließe sich endlos fort- 
führen mit Zumutungen, die der 
deutsche Michel demütig erträgt. 


Übrigens: Einige Zoologen bestrei- 
ten das »dusselige« Verhalten des 
Frosches und gehen davon aus, 
daß dieser schon aus dem Topf 
springt, bevor es für ihn lebensbe- 
drohlich wird. Allerdings räumen 
die gleichen Zoologen auch ein, 
daß Menschen diese natürlichen 
Instinkte verlorengegangen seien. 


Wir sind abgestumpft, resignieren 
oder flüchten uns in Sarkasmus. 
Dies ist genau der falsche Weg. 


Solange wir uns weiter wie Frö- 
sche verhalten, werden wir auch 
weiter abgekocht. 


Bei den jetzt anstehenden Wah- 
len können wir den Mächtigen 
durch die richtige Stimmabgabe 
die »Rote Karte« zeigen und sie 
dahin werfen, wo sie hingehö- 
ren: In den Orkus der Geschich- 
te! 


GEDANKEN ZUM ZEITGESCHEHEN 
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»IQ eines Tellers Erbsensuppe« 


Die Beschimpfung der Deut- 
schen auf volksverhetzendem 
Niveau hat in der bereits er- 
wähnten taz Tradition. Neben 
dem »deutschen Patrioten« 
Deniz Yücel betätigte sich auch 
ein gewisser Philip Meinhold im 
deutschen Selbsthaß. 


»Weg mit dem Kretin!« übertitel- 
te Meinhold am 27.2.2016 sein 
»notwendiges Manifest zur end- 
gültigen Abschaffung Deutsch- 
lands.« Die Deutschen seien 
minderwertige Spießer, die Neid 
und Selbstkomplexe in »natio- 
nalem Größenselbst« kompen- 
sieren. 


Deutschland? Für Meinhold »Ein 
Land, das auf der Karte so aus- 
sieht, als hätte jemand in die 
Mitte Europas gekotzt, eine stin- 
kende und stückige Lache Erbro- 
chenes.« Hier sei eine zum zum 
»Staat gewordene Kloake« ent- 
standen. Das Fernsehprogramm 
sei nur zu ertragen, wenn man 
den Intelligenzquotienten einer 
Erbsensuppe habe, »weshalb 
die Deutschen viel und ausgie- 
big fernsehen.« 


Um überhaupt etwas Tugend- 
haftes zu haben, so Meinhold, 
auf das er stolz sein könne, 
habe der Deutsche die Gefäng- 
nisaufseher- und Generalmajor- 
Eigenschaften Fleiß und Treue, 
Disziplin und Sauberkeit, Pünkt- 
lichkeit, Kadavergehorsam und 
Ordnungsliebe kurzerhand zu 
Sekundärtugenden erhoben - 
»Eigenschaften, mit denen man 
auch hervorragend ein Konzen- 
trationslager betreiben kann, 
was bekanntlich die einzig je 
bekannt gewordene Tätigkeit 
ist, bei der der Deutsche mit so 
etwas wie aufrichtiger Freude 
und Leidenschaft bei der Sache 
war.« 


»Man fragt sich unweigerlich, 
warum die Alliierten ihr im Fe- 
bruar 1945 in Dresden so viel- 
versprechend begonnenes Pro- 
jekt der Entnazifizierung nicht 
einfach auf ganz Deutschland 
ausgeweitet haben«, verherr- 
licht Meinhold den sinnlosen 
Bombenholocaust von Dresden 
kurz vor Kriegsende. Deutsch- 
land wäre dann heute seiner 


L rebe Leser. gAHZ privyar: 


»Gelenkte Demokratie« nur in Rußland? 


Erdogans Aufruf zum Geburtenkrieg zur langfristigen Erobe- 
rung Deutschlands und Europas hätte bei einer unabhängigen 
Presse auf die Titelseiten und in die Schlagzeilen der Tageszei- 


tungen gehört. 


Gibt es eine perfidere Art der Kriegsführung als solchen Plan 
der »friedlichen« Machtübernahme? Hätte das nicht eine ein- 
deutige Antwort unserer Regierenden erfordert — bis hin zur 


Meinung nach ein »einzigartiger, 
unberührter grüner Landstrich« 
in einem deutschlandfreien Eu- 
ropa. 


Ach, was würde sich dieses 
Europa ohne den Zahlmei- 
ster noch umsehen? Das ein- 
zig Gute an dem von Meinhold 
herbeigesehnten »Entnazifizie- 
rungsprojekt« durch Ausrottung 
der Deutschen wäre, daß uns 
dadurch ein Presseschmierer 
Philip Meinhold, Jahrgang 1971, 
erspart geblieben wäre. In die- 
ser ihm verhaßten Republik, die 
ihm seine Buchhändlerausbil- 
dung ermöglichte, seine Journa- 
listenschule und sein Studium, 
ist solcher Haß freilich der Weg 
zum Erfolg. So darf Meinhold bei 
öffentlich-rechtlichen Sendern 
wie dem rbb sein Geld verdie- 
nen und wird durch das Kultur- 
programm der Öffentlich-Recht- 
lichen gereicht — mit freundlicher 
Unterstützung vom deutschen 
Steuer- und Gebührenzahler, 
der zumindest in dieser Sache 
wirklich dumm wie Erbsensuppe 
zu sein scheint. 


Erdogan ermutigt Türken 
zu mehr Nachwuchs 


Eskisehir. Der türki- 
sche Präsident Erdo- 
gan hat im Wahl- 
kampf in der West- 


türkei am Freitag an 

die Auslandstürken 
appelliert: „Macht nicht drei, son- 
dern fünf Kinder, denn Ihr seid die 
Zukunft Europas. Ist es nicht so? 
Das wird die beste Antwort sein, 
die Ihr auf die Unverschämtheiten, 
Feindseligkeiten und Ungerechtig- 
keiten (...) geben könnt.“dparoro: rr 


Änderung der Kindergeldgesetze? 

Was unsere »Leitmedien«, die angeblich »seriösen« Zeitungen, 
daraus gemacht haben, sehen Sie hier am Beispiel der West- 
deutschen Allgemeinen (WAZ) vom 18.3.2017: Eine Kurzmel- 
dung unter »Leute«, als wenn im RTL-Dschungelcamp irgend- 
ein Möchtegern-Promi einen Regenwurm gefressen hat! 

Aber »gelenkte Demokratie« gibt es ja nur in Rußland! 


Ihe UN- Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Alter Wein in neuen Schläuchen 


Ziffer 12 
DISKRIMINIERUNGEN 


Ziffer 12 
DISKRIMINIERUNGEN 


Niemand darf wegen seines Geschlechts, einer Behinderung oder seiner Zu- 


Niemand darf wegen seines Geschlechts, einer Behin- 
gehörigkeit zu einer ethnischen, religiösen, sozialen oder nationalen Gruppe 


diskriminiert werden. 


derung oder seiner Zugehörigkeit zu einer ethnischen, 
religiösen, sozialen oder nationalen Gruppe diskrimi- 
niert werden. 


RICHTLINIE 12.1 
BERICHTERSTATTUNG ÜBER STRAFTATEN 


P OE RICHTLINIE 12.1 — BERICHTERSTATTUNG ÜBER STRAFTATEN 


In der Berichterstattung über Straftaten ist darauf zu achten, dass die Erwäh- 
nung der Zugehörigkeit der Verdächtigen oder Täter zu ethnischen, religi- 
ösen oder anderen Minderheiten nicht zu einer diskriminierenden Verallge- 
meinerung individuellen Fehlverhaltens führt. Die Zugehörigkeit soll in der 
Regel nicht erwähnt werden, es sei denn, es besteht ein begründetes öffent- 
liches Interesse. Besonders ist zu beachten, dass die Erwähnung Vorurteile 
gegenüber Minderheiten schüren könnte. 


gehörigkeit der Verdächtigen oder Täter zu religiösen, 
ethnischen oder anderen Minderheiten nur dann er- 
wähnt, wenn für das Verständnis des berichteten Vor- 
gangs ein begründbarer Sachbezug besteht. 
Besonders ist zu beachten, dass die Erwähnung Vorur- 
teile gegenüber Minderheiten schüren könnte. 


»Publizistische Grundsätze (Pressekodex)« des Deutschen Presserates in der Fassung vom 11.3.2015 (links) und in der am 22.3.2017 
beschlossenen Fassung (rechts), hier Ausschnitte der »Richtlinie 12.1« 


Seit 1956 existiert in Deutschland Ist dieser Pressekodex, insbeson- überarbeitet. Die Herkunft der 


der Deutsche Presserat, bei dem 
sich jeder über Verstöße gegen 
journalistische Grundregeln be- 
schweren kann. Dabei wird auf ei- 
nen Pressekodex des Deutschen 
Presserates zurückgegriffen, der 
vorschreibt, was Journalisten er- 
laubt ist und was nicht (vgl. UN 
2/2016). 
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dere die zitierte Richtlinie 12.1, 
vereinbar mit dem Anspruch, un- 
erschrocken, fair und umfassend 
zu berichten? Nein! 


Spätestens seit der Silvester- 
nacht in Köln gibt es öffentliche 
Kontroversen zur Richtlinie 12.1 
des Deutschen Presserates. Nun 
hat der Presserat diese Richtlinie 
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Straftäter darf nun zwar genannt 
werden, jedoch nur, wenn »be- 
gründetes öffentliches Interesse« 
besteht. 


Ein öffentliches Interesse kann je- 
doch nur entstehen, wenn öffent- 
lich darüber berichtet wird — und 
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»Die Demokra- 
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wir am Ziel sind. 
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sere Soldaten.« 


Recep Tayyip Erdoğan, 1997 
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Irrsinn mit Methode 


Im Wahn der »Willkommens- 
kultur« im Herbst 2015 wurden 
in Nordrhein-Westfalen Flücht- 
lingsunterkünfte angemietet, für 
die wir nun in einem Fall bis zum 
Jahr 2042 (!) zahlen müssen! 
Das wurde aus dem Landtag 
NRW bekannt. 
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kosten für Flüchtlingsunterkünfte 
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Ren. 
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